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Vorlage

Vorlage-Nr: FB 56/0363/WP17
Federfiihrende Dienststelle: /S-\tZatUS: offentlich
Fachbereich Wohnen, Soziales und Integration :
Beteiligte Dienststelle/n: Datum: 04.03.2020
Fachbereich Finanzsteuerung Verfasser:
Dezernat Il

Kommunales Arbeitsmarktforderungsprogramm

Ratsantrag der Fraktion der Grinen im Rat der Stadt Aachen vom
08.04.2019 "ArbeitsmarktintegrationsmaBnahmen in
gemeinnutzigen Einrichtungen’

Beratungsfolge: TOP: 8
Datum Gremium Zustandigkeit
27.08.2020 Ausschuss fir Soziales, Integration und Demographie Kenntnisnahme

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss nimmt die Ausfiihrungen der Verwaltung zur Kenntnis und beauftragt die Verwaltung
mit der Aufstellung von Richtlinien zu einem kommunalen Arbeitsmarktférderungsprogramm und der
Einplanung entsprechender Mittel flir das Haushaltsjahr 2021.

Prof. Dr. Sicking

(Beigeordneter)
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Finanzielle Auswirkungen
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Finanzielle Auswirkungen ergeben sich i.H.v. 70.000,- Euro fir das Haushaltsjahr 2021.

Minderaufwendungen in gleicher Hohe bei den Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem SGB II.
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Erlauterungen:

Einleitung
Die Forderungen des Teilhabechancengesetzes richten sich an alle Arbeitgeber, die

langzeitarbeitslose Menschen beschéaftigen wollen, ob in Teilzeit oder Vollzeit. Geférdert wird
sozialversicherungspflichtige Beschaftigung auf dem allgemeinen und sozialen Arbeitsmarkt.
Einbezogen werden alle Arbeitgeber, unabhangig ihrer Art, Rechtsform, Branche oder Region.

Der Bund stellt zur Umsetzung des Gesamtkonzepts "MitArbeit" erhebliche zusatzliche Mittel durch die
Aufstockung des Eingliederungstitels um insgesamt vier Milliarden Euro bereit. Aulerdem ermdglicht

er den Passiv-Aktiv-Transfer auf Bundesebene.

Passiv-Aktiv-Transfer

Der Passiv-Aktiv-Transfer ist gesetzlicher Teil der Finanzierung. Grundgedanke: Mittel fur "passive
Leistungen" wie Arbeitslosengeld Il, die durch 6ffentlich geférderte Beschaftigung eingespart werden,
flieRen nicht an den Bundesgesamthaushalt zurtick, sondern kdnnen zusatzlich zur Finanzierung der
geforderten Beschaftigung herangezogen werden. Der Bund hat festgelegt, dass im Bundeshaushalt
eingesparte Ausgaben fur ALG Il in Hohe 700 Mio. Euro fur Beschaftigungsmaflinahmen verausgabt
werden durfen.

Auch die Kommunen werden bei den Kosten der Unterkunft und Heizung im Bereich des SGB Il
entlastet und kénnen diese Entlastung freiwillig in die Finanzierung von Mallnahmen nach dem
Teilhabechancengesetz einbringen oder fir zusatzliche kommunale Eingliederungsleistungen
verwenden. Der Umfang bemisst sich dabei nach den in jedem konkreten Forderfall eingesparten

Mitteln fir passive Leistungen im Rahmen des ALGII.

Einsparungen im Bereich der Stadt Aachen und Erstattungen des Bundes

Die Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem SGB Il werden grundsatzlich aus kommunalen
Mitteln gezahlt. Nach § 46 Abs. 6 und 7 SGB Il erstattet der Bund seit 2016 einen Teil der Kosten.
Nach mehrmaligen Erhéhungen sollten ab 2020 61,1 % erstattet, der kommunale Anteil der Kosten

der Unterkunft und Heizung betriige somit 38,9 %.

Zum 24.06.2020 hatten 198 in Aachen lebende Personen ein Beschaftigungsverhaltnis im Rahmen
des Teilhabechancengesetztes aufgenommen.

81 Hilfefalle wurden aus dem Programm sTAM in ein Arbeitsverhaltnis nach § 16i SGB Il Uberflhrt. In
diesen Fallen ergibt sich laut JobCenter eine durchschnittliche mtl. Ersparnis von 180,04 Euro im
Bereich des Kosten der Unterkunft.

117 Personen wurden direkt in ein Arbeitsverhaltnis nach § 16i SGB |l vermittelt. Fiir diesen
Personenkreis ergibt sich eine durchschnittliche mtl. Ersparnis von 243,35 Euro im Bereich der Kosten
der Unterkunft.

81 Hilfefalle * 180,04 Euro * 12 Monate = jahrliche Ersparnis von 174.998,88 Euro
117 Hilfefalle * 243,35 Euro * 12 Monate = jahrliche Ersparnis von 341.663,40 Euro
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Insgesamt 516.662,28 Euro

Abzuglich der Bundeserstattung von 61,1 % verbleiben 38,9 % = 200.982,- Euro

Erhoéhung der Bundeserstattung auf Grund der Coronakrise

Zur Bekampfung der Coronafolgen in den Kommunen wurde der Anteil der Bundeserstattung
dauerhaft um weitere 25 % erhoht werden. Der Bundesanteil fir NRW steigt somit auf insgesamt

86,1 %. Abzuglich dieser Bundeserstattung verbleiben nach derzeitigem Stand in 2020 13,9 % =
71.816 Euro an Einsparpotential bei der Stadt Aachen, die im Sinne eines Passiv-Aktiv-Transfers
genutzt werden konnten. Die Zahl steigt, wenn weitere Personen in ein Beschaftigungsverhaltnis nach

dem Teilhabechancengesetz einminden.

In der Sitzung des AfSiD vom 27.06.2019 wurde erstmals Giber bestehenden Forderungsliicken im
Rahmen des Teilhabechancengesetztes berichtet.

o Aufgrund der degressiven Férderung des Lohnkostenzuschusses beklagen die Arbeitgeber im
Rahmen des Teilhabechancengesetzes eine Finanzierungslicke ab dem 3.
Beschaftigungsjahr. Im 3. Beschaftigungsjahr werden lediglich 90 %, im 4 Jahr 80 % und im
5. Beschéaftigungsjahr nur 70 % der Lohnkosten erstattet. Die Férderungslicken kommen bei
den Beschaftigten, die aus dem Programm sTAM Ubergeleitet wurden bereits friiher zum
Tragen, weil hier die Zeiten im sTAM-Programm angerechnet werden.

¢ Im Rahmen des Teilhabechancengesetzten werden keine Overhead-Kosten berucksichtigt. Es
werden weder Personalkosten fur Anleiter oder Betreuer Gbernommen, noch kénnen
Materialkosten oder Kosten fur Berufskleidunge geltend gemacht werden.

Die Forderungslicken sind besonders problematisch bei den gemeinnutzigen Arbeitgebern, deren

Tatigkeit nicht profitorientiert ist.

Kommunales Arbeitsmarkférderungsprogramm

Die Verwaltung schlagt daher vor, ein kommunales Arbeitsmarktférderungsprogramm aufzustellen,
welches die Leistungen des JobCenters nach § 16i SGB Il erganzt.

Die Hohe der jahrlichen Férderung muss auf Grund der angespannten Haushaltslage auf die
tatsachlich eingesparten Haushaltsmittel begrenzt werden. Es sollen daher im stadtischen Haushalt
2021 70.000 Euro bereitgestellt werden.

Gefordert werden Stellen bei gemeinnitzigen Tragern, die nicht profitorientiert sind. Derzeit sind ca.
70 % der nach § 16 i SGB Il beschaftigten Personen bei gemeinnitzigen Tragern beschaftigt.
Die Forderung soll folgende Positionen umfassen:
- Einmaliger Zuschuss an gemeinnutzige Trager zur Beschaffung von Arbeitsmitteln bei
Einstellung eines neuen Beschaftigten in Hohe von maximal 300 Euro.
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- Einmaliger Zuschuss an gemeinnutzige Trager zur Deckung zuséatzlicher Personalkosten, die
durch die Einrichtung von Arbeitsstellen nach § 16 i SGB Il entstehen in Héhe von 600 Euro
pro Stelle.

Eine Notwendigkeit zur Deckung der Finanzierungslicken im Bereich der Lohnkosten ab dem 3.
Beschaftigungsjahr wird, auch nach Riicksprache mit der Kdmmerei, aus Sicht der Verwaltung nicht
gesehen. Die degressive Ausgestaltung der Férderung berlicksichtigt, dass die Leistungsfahigkeit der
Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers in Bezug auf die ausgelbte Tatigkeit im Regelfall mit
zunehmender Dauer des Arbeitsverhaltnisses ansteigt, sich damit eine gewisse Produktivitat und
damit auch eine Vorteil fir den Arbeitgeber einstellt, der rechtfertigt, den Anreiz fiir die Beschaftigung

nach und nach abzusenken.

Die Forderung ist einmalig, sie erfolgt jeweils riickwirkend im Einzelfall, wenn der Trager nachweist,
dass ein neuer Mitarbeiter im Rahmen von § 16 i SGB Il eingestellt wurde und dieser fir mindestens
12 Monate beschaftigt ist. Neueinstellungen ab dem 01.01.2020 werden geférdert. Nach Ablauf eines
Jahres soll eine Evaluation des Programmes durchgefihrt werden und in Abhangigkeit des

Ergebnisses Uber die Fortfuhrung entschieden werden.

Kommunale Arbeitsmarktforderung in anderen Kommunen

Uber kommunale Arbeitsmarktférderung wird auch in anderen Kommunen diskutiert. Die Stadte
Bielefeld, Gera und Remscheid z.B. haben entsprechende Programme schon aufgestellt und
orientieren sich bei den eingesetzten Mitteln an den eingesparten Transferleistungen im Bereich der
Kosten der Unterkunft. Die StadteRegion Aachen hat fur 2021 70.000 Euro fir das

-Kommunalprogramm zur Férderung der sozialen Teilhabe“ im Haushalt eingeplant.

Anlage/n:

- Anlage 1: Ratsantrag der Fraktion der Grinen im Rat der Stadt Aachen vom 08.04.2019

Vorlage FB 56/0363/WP17 der Stadt Aachen Ausdruck vom: 05.08.2020 Seite: 5/5

5von 7 in Zusammenstellung



TOP 8 - Anlage 1

GRUNE

Fraktion im Rat der Stadt Aachen

Oberbiirgermeister

Marcel Philipp — —
| jbei FBO1 |
Rathaus | ke |
52058 Aachen | -2 April 2019 |
| SUE——
(Ve X3 | A
01. April 2019
GRUNE 07 /2019
Ratsantrag

ArbeitsmarktintegrationsmaRnahmen in gemeinniitzigen Einrichtungen
Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister,

die Fraktion der GRUNEN beantragt, im Rat der Stadt Aachen folgenden Beschluss zu fassen:

Die Verwaltung wird beauftragt, bis zur Sommerpause ein Konzept zu entwickeln, wie freie Trager
und gemeinniitzige Einrichtungen bei der Co-Finanzierung des Eigenanteils in geférderten
Arbeitsmarkt-integrationsmaRnahmen im Rahmen des Teilhabechancengesetzes - § 16i SGB I
unterstutzt werden kénnen.

Begriindung

Gemeinnltzige Vereine im sozialen, gesundheitlichen und kulturellen Bereich leisten seit Jahren
eine wertvolle Arbeit fiir das Gemeinwohl in der Stadt Aachen. Seit langer Zeit leisten sie auch
durch die Einrichtung von geférderten Stellen und die Begleitung und Qualifizierung der
Teilnehmer*innen einen Beitrag zur ,Integration von langzeitarbeitslosen Menschen”.

Mit der Einflihrung des neuen Férdermodells im Rahmen des Teilhabechancengesetzes - § 16i SGB
Il missen gemeinniitzige Vereine nun einen Eigenanteil zur Finanzierung der
ArbeitsmarktintegrationsmaBnahmen aufbringen.

Verwaltungsgebadude Katschhof Raum 104
Johannes-Paul-lI-Str. 1 Tel.: 0241 432-7217
D-52062 Aachen Fax: 0241 432-7213
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Ohne eine Nachbesserung des Gesetzes an diesem Punkt oder eine andersartige Unterstiitzung bei
der Co-Finanzierung beispielsweise durch die Kommunen ist es den Vereinen aufgrund fehlender
Einnahmen nicht moglich, Arbeitsplatze fir arbeitslose Menschen bereitzustellen, was wiederum
die gemeinniitzige Arbeit gefdhrdet und zu einer deutlichen Verringerung der vielféltigen sozialen,
gesundheitlichen und kulturellen Projekte fiihren wiirde.

Die bereitzustellenden, stadtischen Finanzmittel konnten durch eingesparte Sozialleistungen an
anderer Stelle - beispielsweise fiir die Kosten der Unterkunft im Rahmen des ausdriicklich
gesetzlich erwiinschten Passiv-Aktiv-Transfers - zu einem Teil im stadtischen Haushalt selbst
refinanziert werden.

Das Konzept sollte eine Kostenschatzung unter Berticksichtigung der eingesparten Kosten der
Unterkunft ebenso enthalten wie Kriterien zur Vergabe entsprechender Férdermittel.

Mit freundlichen GriRen

LEH

Melanie Seufert
Fraktionssprecherin

Verwaltungsgebaude Katschhof . Raum 104
Johannes-Paul-il-Str. 1 Tel.: 0241 432-7217
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7 von 7 in Zusammenstellung



	Vorlage
	Anlage  1 TOP 8 - Anlage 1 - Ratsantrag der Fraktion der Grünen im Rat der Stadt Aachen Arbeitsmarktförderungsprogramm

